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Vorwort 



Durch die „Betriebsorganisation“ möchte ich einen zusammenfassenden 
Überblick über dieses so wichtige Gebiet der Betriebswirtschaft geben. 

Zugrunde liegt eine Dreiteilung in Personal-, Kapital- und Arbeitsorgani- 
sation, die für die Behandlung des Stoffes und aller Einzelfragen von gro- 
ßer Bedeutung ist. Dies gilt insbesondere in unserer Zeit gesteigerter Be- 
mühungen um eine Sozialgestaltung in den Wirtschaftsbetrieben. 

Manche Ausführungen konnte ich stichwortartig machen, und ich bitte die 
Leser, über diesen kleinen stilistischen Nachteil, der im Interesse der er- 
forderlichen Kürze des „Grundrisses“ lag, hinwegzusehen. Wo immer dies 
möglich war, flocht ich kleine Beispiele aus der Praxis ein. 

Wenn auch nicht alle Fragen im einzelnen besprochen werden konnten, 
so wird doch im ganzen ein Überblick geboten, aus dem heraus das not- 
wendige Rüstzeug und sicherlich auch manche Anregungen gewonnen 
werden können, um erfolgreich an die Lösung der betriebswirtschaftlichen 
Probleme heranzugehen. 

Für die Veröffentlichung meiner Arbeit schulde ich Herrn Professor 
Dr. Dr. h. c. F. Schmidt großen Dank. 



J. Mand 




Inhaltsverzeichnis 

1. Teil 

I. Das Wesen der Organisation 7 

II. Die Organisation als betriebliche Funktion 7 

III. Die Organisationsaufgaben der Betriebswirtschaftslehre 9 

IV. Begriff und Gliederung der Betriebsorganisation 10 

V. Abgrenzung der allgemeinen wirtschaftlichen Betriebsorganisation ... 11 

2. Teil 

I. Die Personalorganisation 12 

1. Personaleinsatzorganisation 12 

Einstellung 12 

Einsatz 14 

Schulung 15 

Einsatzüberwachung 17 

2. Personal Verwaltungsorganisation 22 

Entlohnung 22 

Arbeitszeit und Urlaub 24 

Fürsorge 24 

Verwaltungstechnische Aufgaben 25 

3. Personalführungsorganisation 29 

Personalgliederung 29 

Personalbeeinflussung 35 

II. Die Kapitalorganisation 36 

1. Strukturelle Kapita’lorganisation 33 

2. Materielle Kapitalorganisation 38 

Innerer Standort 38 

Arbeitsmittel 40 

Umsatzgüter und Material 41 

III. Die Arbeitsorganisation 42 

1. Gliederung und Gruppierung der Funktionen 42 

2. Arbeitsverrichtung 49 

Arbeitsvorgänge 49 

Arbeitsverfahren 50 

Arbeitsverbindung 52 

3. Teil 

I. Die Abstimmung der Organisationsteile 54 

II. Betriebsorganisationspläne 55 

III. Die Prüfung der Betriebsorganisationen — allgemeine Übersicht .... 63 

IV. Literaturübersicht 64 




1. Teil 

I. Das Wesen der Organisation 

In dynamischer Betrachtung ist unter Organisation die planvolle Schaffung 
einer stetigen, generellen Ordnung zu verstehen. 

Die Organisation muß planvoll sein, d. h. die einzelnen Organisationsauf- 
gaben können ihre Lösung nur im Rahmen eines die Einzelfragen umfassenden 
Planes finden. Dazu sind eine genaue Kenntnis des ganzen Aufgabenkomplexes 
und dessen Analyse erforderlich. 

Die Organisation ist eine generelle Ordnung, d. h. sie gilt ganz allgemein 
für alle in ihren Bereich fallenden Aufgaben. Es wird z. B. ein Arbeitsvorgang 
nicht für einen Einzelfall (einmalig, speziell) organisiert, sondern die geschaf- 
fene Ordnung gilt ganz allgemein für diesen und alle weiteren Arbeitsvorgänge 
derselben Art. Somit erscheint die Organisation als abgeleitete Disposition, 
und zwar für alle Aufgaben mit gleicher Lösungsmöglichkeit. Es muß dabei 
stets das richtige Verhältnis der organisatorischen zu den intuitiv-disponierenden 
Elementen gewahrt bleiben (weder Über- noch Unterorganisation). 

Die Organisation ist eine stetige Ordnung, d. h. ihr wohnt eine Tendenz auf 
Konstanz und Kontinuität inne. Die planvoll zu schaffende generelle Ordnung 
ist für die Dauer bestimmt. Dies bedeutet jedoch nicht, daß eine einmal ge- 
schaffene Organisation unabänderlich wäre. Die immer wieder anfallenden 
Aufgaben erfordern laufende organisatorische Formung und Gestaltung. Es 
kann sich dabei um völlig neue Aufgaben handeln oder um die Notwendigkeit 
der Verbesserung oder Erweiterung bisheriger organisatorischer Lösungen. 
Die Organisation muß der jeweiligen Situation angepaßt werden. 

In statischer Betrachtung ist die Organisation die geschaffene — konkrete — 
Ordnung selbst. 

II. Organisation als betriebliche Funktion 

1. Betriebliche Funktionen sind Teile der Betriebsaufgabe; sie sind Teilaufgaben 
unter Betonung der Abhängigkeit von der betrieblichen Gesamtaufgabe. Jeder 
Betriebsteil hat eine bestimmte Summe von Funktionen zu erfüllen, wir nennen 
sie z. B. Abteilungsfunktionen, Gruppenfunktionen. Die jedem einzelnen über- 
tragenen Funktionen bezeichnen wir als Stellenfunktionen. 

2. Jeder Funktionsbegriff wird aus zwei Faktoren gebildet: dem Verhältnis zur 
Betriebsaufgabe (Funktionsrelation) und dem Funktionscharakter. Die Stellung 
der Organisation ist zu ersehen aus einer Gliederung des Funktionsbegriffs 
nach Relation und Charakter. 
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3. Die Funktionsrelationen 

a) Direkte Funktionen sind solche Funktionen, die sich unmittelbar auf die 
Lösung der Betriebsaufgabe beziehen. Sie gliedern sich in: Beschaffung, Er- 
zeugung, Absatz. 

aa) Primär — handelt es sich um die Durchführung von Maßnahmen der 
Beschaffung, der Erzeugung und des Absatzes. 

ab) Sekundär — handelt es sich um deren Verrechnung und Finanzierung.. 

b) Indirekte Funktionen entstehen dadurch, daß zur Durchführung direkter 
Funktionen Menschen (Funktionsträger) und Kapital (Funktionsmittel) er- 
forderlich sind. Durch deren Einsatz ergeben sich naturgemäß zusätzliche 
Funktionen. 

ba) Primär — handelt es sich um die Durchführung von Maßnahmen hin- 
sichtlich Personal und Kapital. 

bb) Sekundär — handelt es sich um deren Verrechnung und Finanzierung. 

4. Der Funktionscharakter 
a) Leitung 

aa) Ihrem Wesen nach ist der Begriff der Leitung zu gliedern in: 

I) Zielsetzung — Überwachung; 

II) Planung — Organisation — Disposition. 

ab) Nach dem durch die Leitung erzielten Erfolg ist zu unterscheiden 
zwischen: 

I) schöpferischer Leistung (sie schafft Neues); 

II) verwaltender Leistung (sie erhält das Alte). 

Schaubildlich ergibt sich die folgende Darstellung: 



Leit un j 



schöpferische Leistung 



verwaltende Leistung 



Planung 



Zielsetzung 

Organisation 

Überwachung 



Disposition 



b) Ausführung 

ba) Der Erscheinungsform nach ist zu unterscheiden zwischen Funktionen, 
die zu ihrer Lösung 
geistige Arbeiten, 
und solchen, die 

körperliche Arbeiten erfordern. 
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bb) Hinsichtlich des Grades der Abhängigkeit von der Leitung ist zu unter- 
scheiden zwischen selbständiger und unselbständiger Ausführung (und 
Zwischenstufen) . 

Die bisherigen Darlegungen seien in einem Schaubild festgehalten: 



Leitung 



Gegen- 

leistung 



Indirekte 

Funktionsrelation 






Direkte 

Funktionsrelation 


Personal 


Kapital 






Beschaf- 

fung 


Erzeugung 


Absatz 
















Betriebssubstanz 






Betriebliche Leistungserstellung 



•"i ^ 

Betriebs- 1 
leistung 



Ausführung j 



Organisation als betriebliche Funktion ist 

1. ihrem Charakter nach ein Teil der Leitung. 

Sie ist 

2. erforderlich für alle direkten und indirekten primären und sekundären. 
Funktionen. 

Sie erstreckt sich 

3. auf den Gesamtbetrieb und alle seine Teile und Glieder bis hinunter zur 
letzten Stelle. 



III. Die Organisationsaufgaben der Betriebswirtschaftslehre 

Um eine gedrängte Übersicht über das gesamte Aufgabengebiet der Betriebs- 
wirtschaftslehre zu bekommen, sei die folgende graphische Darstellung den 
weiteren Ausführungen vorangestellt: 
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Betriebswirtschaftslehre 

Y 



I. Gesinnungslehre: 
Norm für Betriebswirt- 
schaftslehre und Betriebs- 
gestaltung 



i 







II. Verfahrenslehre (allgemeine und spezielle) | 


Einbau und Nutzung der 
Nachbar- und Hilfs- 
wissenschaften 




A) Verkehrslehre 
Gestaltung des zwischen- 
betrieblichen Güter- und 
Leistungsaustausches 


B) 

Innere 


Betriebslehre 

Betriebsgestaltung 



Materielle Betriebs- 




Personelle Betriebs- 


gestaltung: 




gestaltung: 


(Wirtschaftliche) 




(Soziale) 


Unternehmenslehre 


! 


Führungslehre 



Arbeitsgestaltung : 
(kaufmännische) 
Arbeitslehre 



Die Betriebsorganisation ist wissenschaftlich ein Teil der Betriebslehre und 
praktisch ein Teil der inneren Betriebsgestaltung. Als Personalorganisation ist 
sie ein Teil der Führungslehre, als Kapitalorganisation ein Teil der Unterneh- 
menslehre, und als Arbeitsorganisation gehört sie zur Arbeitslehre. 

Die Betriebsorganisation hat die wissenschaftlichen Aufgaben der Erforschung 
von Mitteln und Wegen und der Bildung von Methoden für alle Fälle der 
Neu-, Nach- und Umorganisation des Betriebes. 

Die Zwischenbetriebsorganisation als Teil der Verkehrslehre dient der Er- 
forschung und Entwicklung der Organisationsformen des zwischenbetrieblichen 
Oüter- und Leistungsaustausches. Ihre Bedeutung für die materielle Betriebs- 
gestaltung besteht vor allem darin, daß der Betriebswirt im Wählen der wirt- 
schaftlich zweckmäßigsten Organisation im zwischenbetrieblichen Bereich ge- 
schult wird. 

Zwischenbetriebsorganisatorische Gegebenheiten können die Betriebsorgani- 
sationi beeinflussen. 

IV. Begriff und Gliederung der Betriebsorganisation 

Die Betriebsorganisation ist die planvolle, stetige, generelle Ordnung aller dem 
Betrieb zur Verfügung stehenden Funktionsträger und Funktionsmittel sowie 
-der Funktionsausführung zur Lösung der Betriebsaufgabe auf dem wirtschaft- 
lich zweckmäßigsten Weg. 

Der wirtschaftlich zweckmäßigste Weg ist derjenige, der unter Berücksichti- 
gung des Rationalprinzips eingeschlagen wird. Dies verlangt: 



10 




1. Betriebsangemessenheit der Organisation. 

2. Behandlung der einzelnen Teilgebiete der Betriebsorganisation unter Be- 
rücksichtigung ihrer wesensmäßigen Eigenart. Darin liegt die Notwendigkeit 
der Gliederung der Betriebsorganisation in: 

Personal-, Kapital- und Arbeitsorganisation begründet. Durch diese Drei- 
teilung werden keine in sich abgeschlossenen Bereiche geschaffen, sondern die 
Teile stehen in wechselseitiger Beziehung zueinander. 



V. Abgrenzung der allgemeinen 
wirtschaftlichen Betriebsorganisation 

Die Abgrenzung der wirtschaftlichen von der technischen Betriebsorganisation 
sei durch das folgende Übersichtsschema dargestellt: 



! 



Art der Gestaltung 


Wirtschaftliche j Technische 

Sphäre 


wissenschaftliche : 
praktische: 


I. Personalorganisation 
Betriebswirtschaftslehre 
Betriebswirt 


Betriebswirtschaftslehre 

Ingenieur 


wissenschaftliche : 
praktische: 


II. Kapitalorganisation 
a) Strukturelle 
Betriebswirtschaftslehre 
Betriebswirt 




wissenschaftlich^ : 


b) Materielle 
Betriebswirtschaftslehre 


Techn. Wissenschaften und 






Betriebswirtschaftslehre 


praktische: J 


Betriebswirt 


Ingenieur und Betriebswirt 


wissenschaftliche : 


III. Arbeitsorganisation 
Betriebswirtschaftslehre 


Techn. Wissenschaften 


praktische: 


Betriebswirt 


Ingenieur 



Die Ausbildung einer Führungslehre und somit auch die wissenschaftliche Be- 
handlung der Personalorganisation muß einer wissenschaftlichen Disziplin, 
eben der Betriebswirtschaftslehre, obliegen. 

Bei der materiellen Kapitalorganisation hat wissenschaftlich die Betriebswirt- 
schaftslehre und praktisch der Betriebswirt mitzuwirken hinsichtlich der Be- 
achtung wirtschaftlicher Erfordernisse. Alle Aufgaben und Gebiete, die in der 
Wissenschaft der Betriebswirtschaftslehre und in der Praxis dem Betriebswirt 
obliegen, bilden den Bereich der wirtschaftlichen Betriebsorganisation. 

Die allgemeine wirtschaftliche Betriebsorganisation ist Teil der allgemeinen 
Betriebswirtschaftslehre. 
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2. Teil 

I. Die Personalorganisation 

Aufgabe: 

Schaffung der optimalen menschlichen Arbeitsbereitschaft für die Dauer. 

Grundsätze: 

1. Gerechtigkeitsprinzip: Harmonische Persönlichkeitsentfaltung. 

2. Solidaritätsprinzip: Entfaltung harmonischen Zusammenlebens. 

1. Personaleinsatzorganisation 

Einstellung 

Auswahl 

Beschaffung von Bewerbungen 

1. Voraussetzung: Analyse der Stellenanforderungen — fachlich, charakterlich, 
gesundheitlich — Vorbildung, Kenntnisse, Eigenschaften; vorgesehene Entloh- 
nung, evtl. Leitungsaufgaben, Vollmachten. 

2. Beschaffungsanforderung: durch den Abteilungsleiter — schriftlich — Vor- 
druck. 

3. Beschaffungswege: 

a) Umbesetzung: Betriebseigener Kandidat. Auf rücken eines Betriebsange- 
hörigen auf eine freie Stelle, dadurch Neubeschaffung für einen weniger 
wichtigen Posten. Den Betriebsangehörigen muß das Freiwerden der 
Stelle bekannt gemacht werden. 

b) Neubeschaffung: 

ba) Inanspruchnahme der Vermittlung des Arbeitsamtes oder von Berufs- 
organisationen. 

bb) Freie Hereinholung von Bewerbungen. 

I. Zeitungs- und Zeitschriftenanzeigen. 

II. Fühlungnahme mit Lehrpersonen entsprechender Unterrichtsan- 
stalten. 

III. Befragung von Betriebsangehörigen nach evtl, geeigneten Mit- 
arbeitern aus Familien- oder Bekanntenkreis. 

bc) Unaufgefordert eingehende Bewerbungen. 

bd) Behaltung der Lehrlinge als Angestellte. 

4. Festlegung der Beschaffungskosten 

5. Anlage von Bewerbungsakten 

Zu prüfen ist bei Eingang einer Beschaffungsanforderung, 

a) ob die freigewordene Stelle durch innerbetriebliche Verschiebungen einge- 
spart oder 

b) ob sie durch eine Aushilfskraft besetzt werden kann. 

Aus den allgemeinen Beschaffungswegen ist der betriebsübliche Beschaffungs- 
plan festzulegen. 
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Eignungsfeststellung 

Umfang: Fachlich — charakterlich — gesundheitlich. 

1. Fachliche Eignungsfeststellung: 

Vorlage von Lebenslauf, Schul- und Arbeitszeugnissen, Offerte. 

Erste Sichtung der Offerten (Vorauswahl). 

Übersendung eines Fragebogens an die Kandidaten der Vorauswahl. Evtl, auch 
graphologische Auswertung der Bewerbungsunterlagen. Persönliche Rückfragen 
bei den angegebenen Referenzen. 

Zweite Sichtung: Bestellungen zur persönlichen Vorstellung. Hierfür sind psy- 
chologisches Können und psychologische Erfahrung des Leiters des Personal- 
wesens bzw. des Personalreferenten von ausschlaggebender Bedeutung. 

Eignungsprüfung: allgemein: Fachliche Arbeiten zur Überprüfung der Kennt- 
nisse und Fähigkeiten, bei Bewerbern um eine Lehrstelle vor allem Fest- 
stellung der Kenntnisse im Deutschen und im Rechnen. 

Psychotechnische Eignungsprüfung: 

Es kann sich dabei um wirklichkeitsnahe Versuche handeln, um Versuche 
auf Grund eines Schemas der Wirklichkeit oder um ganz abstrakte Methoden. 

Zu unterscheiden sind Zeit-, Anlern- und Funktionsproben. Für neu in den 
Beruf eintretende Bewerber ist das Ziel die Erkenntnis der Veranlagung und 
der praktischen Intelligenz, für die übrigen Bewerber Feststellung der Fähig- 
keiten. Ergänzt werden alle Feststellungen durch die Beobachtungen während 
einer Probezeit. 

Zu unterscheiden ist zwischen einer Eignung zu kaufmännischer Tätigkeit all- 
gemein, zu leitender und zu spezieller Tätigkeit (z. B. als Buchhalter, Verkäufer 
u. a.). 

2. Charakterliche Eignungsfeststellung: 

Sie kann im großen und ganzen wie die der fachlichen Eignungsfeststellung 
erfolgen. 

3. Gesundheitliche Eignungsfeststellung: 
durch ärztliche Untersuchung. 

Organisatorisch sind festzulegen: 

1. Die Anforderungen an fachlicher, charakterlicher und gesundheitlicher Eig- 
nung (Stelleneignung). Diese sind in einem Stelleneignungsplan festzulegen. 
Es können dabei weitgehend Berufsbilder überbetrieblicher Organisationen zu 
Rate gezogen werden. 

2. Die Methoden der Eignungsfeststellung für die Stellen bzw. Gruppen von 
Stellen des Betriebes. Komplizierte psychotechnische Verfahren sind möglichst 
zu vermeiden. 

3. Die Personen, die für die Eignungsfeststellung zuständig sind. 

4. Die Reihenfolge der einzelnen Feststellungsvorgänge. 

Beschaffung von Bewerbungen und Eignungsfeststellung der Bewerber bilden 
das Gebiet der Personalauswahl. Zu unterscheiden ist zwischen gebundener (bei 
Vorhandensein gesetzlicher Bestimmungen auf dem Gebiet des Arbeitseinsatzes) 
und ungebundener Personalauswahl. 
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Aufnahme — Ausscheiden 

1. Verwaltung stechnische Regeüung. 

Sie besteht in der Anlage der Personalakten für die Eintretenden und im 
Abschluß der Personalakten für die Ausscheidenden. Jeder Eintretende ist 
eingehend zu informieren über abzugebende Personalpapiere und über den 
Zeitpunkt der Abgabe, damit überflüssige Wege, die außer Zeitverlust leicht 
Unzufriedenheit und Verärgerung hervorrufen können, vermieden werden. 
In rechtlicher Hinsicht ist sicherzustellen, daß in jedem Fall auch ein schrift- 
licher Arbeitsvertrag abgeschlossen wird. 

Die Personalakte des Eintretenden muß auf Ordnungsmäßigkeit und Voll- 
ständigkeit kontrolliert werden. 

Entsprechend muß die Aushändigung der Personalpapiere einschließlich 
Zeugnis für die Ausscheidenden geregelt werden. 

2. Einführung in den Betrieb. 

Sie besteht in der Bekanntmachung mit den Mitarbeitern und der Arbeits- 
stätte sowie in der Einarbeitung in das zu übertragende Aufgabengebiet. 
Eine allgemeine Regelung ist dafür erforderlich, da besonders die Bekannt- 
machung leicht — wenn auch nicht ganz vergessen, so doch — in einer un- 
genügenden Form erfolgt. Für die Einarbeitung ist von entscheidender Be- 
deutung die Festlegung der damit zu betrauenden Personen, ganz besonders 
für die Lehrlinge. 

3. Für das Ausscheiden verdienstvoller und langjähriger Mitarbeiter, z. B. 
wegen Erreichung der Altersgrenze, ist eine würdige und feierliche Form 
allgemein festzulegen. 

4. Aufnahmen und Entlassungen bzw. Austritte sind — möglichst unter Er- 
fassung der Gründe — zahlenmäßig festzuhalten. 

Einsatz 



Ausbildungseinsatz 

1. Die Lehrzeit muß nach einem systematischen Ausbildungsplan, in dem der 
Gang des Einsatzes (Reihenfolge und Dauer des Einsatzes an den einzelnen 
Stellen) festgelegtj ist, gestaltet werden. 

2. Die Gestaltung der Lehrlingsstellen muß ebenfalls generell vorgenommen 
werden. Die dem Lehrling zuzuweisenden Aufgaben dürfen nicht im Belieben 
des Ausbildenden bzw. Lehrlingsbetreuers liegen. 

3. Als Grundlage der Einarbeitung sind — möglichst — schriftliche Beschrei- 
bungen der Aufgaben und Arbeiten zu schaffen. 

4. Während der Dauer der Ausbildung müssen regelmäßig Beobachtungen für 
die Ermittlung von Leistung und Eignung erfolgen. Diese sind schriftlich 
niederzulegen und den zuständigen Stellen laufend zur Kenntnis zu bringen. 
Erfaßt werden muß auch der Wunsch des Lehrlings für seinen späteren Einsatz. 

Leistungseinsatz 

1. Für den Einsatz nach der Lehrzeit ist die Generalrichtung festzulegen (z. B. 
Rechnungswesen, Verkauf o. a.). 
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2. Der Gang des Einsatzes muß so gestaltet werden, daß sich der Gehilfe auf 
seinem Einsatzgebiet zu einer Fachkraft ausbilden kann (Beschäftigung auf 
Spezialgebieten, Sammlung von Erfahrungen), jedoch die Kenntnisse des Ge- 
samtzusammenhanges behält. 

3. Die Funktionsbereiche der Stellen sind so zu gestalten, daß der Mensch 
verantwortlicher Träger der ihm zugewiesenen Funktionen bleibt und dadurch 
die aus notwendiger Schematisierung und Mechanisierung entstehenden Ge- 
fahren vermieden werden. 

4. Die Einarbeitung an den einzelnen Stellen erfolgt zweckmäßigerweise an 
Hand schriftlicher (umfassender und leicht verständlicher) Beschreibungen. 

5. Für den Einsatz müssen ferner berücksichtigt werden: 

a) mindere Leistungsfähigkeit infolge Krankheit oder Alter, 

b) notwendige Verschiebungen im Interesse des Arbeitsfriedens (z. B. bei Vor- 
liegen starker persönlicher Differenzen innerhalb einer Abteilung). 

6. Beobachtungen über Leistungen und Fähigkeiten müssen laufend erfolgen 
und den zuständigen Instanzen zur Kenntnis gebracht werden. 

Schulung 

Lehrlingsschulung 

1 . Beruf schul-Leistungsüberwachung. 

a) Beobachtung und Auswertung der Leistungen der Lehrlinge in der Berufs- 
schule (Zeugnisse, Rücksprache mit den Lehrern). 

b) Ein- oder zweimal wöchentlich werden die Lehrlinge desselben Lehrjahres 
zu Wiederholungen und Vertiefungen des Stoffgebietes des Berufs Schulun- 
terrichtes zusammengefaßt. 

c) An die Stelle einer Berufsschul-Leistungsüberwachung kann gegebenenfalls 
die betriebseigene Werkschule oder eine solche für mehrere — gleichartige 
oder ähnliche — Betriebe treten. 

2. Planmäßige theoretische Vorbereitung auf den praktischen Einsatz — mög- 
lichst unter Verwendung schriftlicher Beschreibungen der Aufgaben- und Ar- 
beitsgebiete. 

3. Zusätzliche betriebliche Schulung: 

a) allgemein betriebswirtschaftlicher Art — unter besonderer Berücksichtigung 
der Sonderfragen des Betriebes, 

b) auf Spezialgebieten (z. B. Buchhaltung, Kalkulation, Sprachen), 

c) zu volks- und weltwirtschaftlichem Denken, 

d) zur Vorbereitung auf die Lehrabschlußprüfung. 

4. Die Ergebnisse der praktischen Tätigkeit und der theoretischen Schulung: 
werden für die Berufslaufbahnberatung ausgewertet. 

5. Niedergelegt werden die organisatorischen Funktionen der Lehrlingsschu- 
lung in einer schriftlichen Ausbildungsordnung, und zwar in deren theoretischem 
Teil. 




Die Durchführung muß von einer zentralen Stelle des Betriebes geleitet wer- 
den. Die theoretische Schulung muß Hand in Hand mit der praktischen Aus- 
bildung gehen. Beide Teile der Ausbildungsordnung müssen aufeinander ab- 
gestimmt sein. 

6. Über die fachliche Ausbildung hinaus muß auch die allgemein-persönliche 
Förderung der Lehrlinge generell geregelt werden. Wege dazu sind die Fest- 
legung regelmäßiger Aussprachen mit den leitenden Personen des Betriebes 
und außerdienstliche Zusammenkünfte oder Veranstaltungen mit den für die 
Ausbildung verantwortlichen Betriebsangehörigen. 

Erwachsenenschulung 

1. Die der Einarbeitung entsprechende Aufgabe der Schulung ist die Einschu- 
lung. Sie ist besonders wichtig für Mitarbeiter, die längere Zeit überhaupt an 
der Berufsausübung verhindert waren oder auf ein anderes Spezialgebiet über- 
gewechselt haben. Die zweckmäßige Grundlage bilden auch hier Stellen- 
beschreibungen. 

2. Die Weiterbildung umfaßt: 

a) die allgemeine berufliche Weiterbildung und 

b) die Weiterbildung im engeren Arbeitsgebiet (= Spezialausbildung). 

Es ist dabei vor allem festzulegen: 

a) wie weit der Betrieb eigene Schulungsmaßnahmen durchführt, 

aa) mit eigenen Kräften oder 

ab) mit betriebsfremden Lehrkräften unter Leitung des Betriebes; 

b) ob bzw. welche Förderungen der Betrieb seinen Mitarbeitern für außer- 
betriebliche Schulungsveranstaltungen angedeihen läßt. Diese können sein: 

ba) Gewährung von Freizeit, 

bb) finanzielle Unterstützung. 

3. Generell festzulegen ist unter Umständen auch, ob für bestimmte Stellen 
die Ablegung einer Spezialprüfung (z. B. als Büanzbuchhalter) zu fordern ist. 

4. Die Ausbildung in neuzeitlicher Bürowirtschaft ist für alle im kaufmänni- 
schen Sektor Tätigen von großer Bedeutung. Sie schafft 

a) Aufgeschlossenheit der Mitarbeiter gegenüber Neuerungen auf diesem 
Gebiet. 

Sie wirkt 

b) auf die Gestaltung des Vorschlagwesens durch Kenntnis der technischen 
Möglichkeiten wesentlich ein. 

Die Ausbildung kann erfolgen durch 

a) Zeitschriften und Prospekte, die in Umlauf gegeben werden, und 

b) Vorträge mit praktischen Übungen. 

5. Bei der Festlegung der Schulungsmaßnahmen dürfen nicht nur Kurse und 
Vorrtäge berücksichtigt werden, sondern auch regelmäßige Besprechungen, z. B. 
innerhalb einer Abteilung über die Tagesfragen dieses Betriebsteiles oder des 
ganzen Unternehmens. 
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6. Die Ergebnisse der praktischen Tätigkeit und der theoretischen Schulung, 
die auf genauen und regelmäßigen Beobachtungen beruhen müssen, sind für 
die Mitarbeiter, die noch keine abgeschlossene Spezialausbildung hinter sich 
haben, für die Berufslaufbahnberatung auszuwerten. 

Einsatzüberwachung 

Ordnungskontrolle 

Sie soll dauernd, möglichst zwangsläufig und unpersönlich, lückenlos, aber 
erträglich und sparsam sein. 

1. Anwesenheitskontrolle: 

Arbeitsantritt (Kontrolluhr*), Zeitblatt*)) — Abmeldung bei Verlassen des Be- 
triebes**) während der Arbeitszeit, Rückmeldung — Entschuldigung bei Fehlen 
— allgemeine Übersicht über Ausfälle durch Urlaub, Krankheit und sonstige 
Gründe. 

2. Kontrolle der allgemeinen Ordnung im Betrieb: 

Unterbringung von Bekleidung, Taschen u. ä. — Unterlassung von Privat- 
arbeiten und des Führens privater Telefongespräche — Ordnung und Sauber- 
keit am Arbeitsplatz — Hygiene in den Waschräumen, Toiletten u. a. m. 

3. Kontrolle der personellen Ordnung im Betrieb: 

Verhalten der Betriebsangehörigen untereinander, gegenüber den Lehrlingen. 

4. Bei Verkaufspersonal (besonders im Einzelhandel): 

Kontrolle des Verhaltens gegenüber der Kundschaft. 

5. Sparsamkeitskontrolle: 

Kontrolle der Materialverwendung, des Lichtverbrauches u. ä. 

ß Kontrolle des Tragens und der Instandhaltung bzw. Sauberkeit der betrieb- 
lichen Arbeitskleidung (z. B. des Pförtners, des Verkaufspersonals im Einzel- 
handel). 

7. Kontrolle der Maßnahmen zur Unfallverhütung. 

8. Kontrolle der Sicherheitsvorkehrungen (z. B. gegen Diebstahl). 

Leistungsüberwachung 

Leistungskontrolle 

1. a) Von erheblicher Bedeutung ist die Selbstkontrolle — hinsichtlich der Qua- 
lität der geleisteten Arbeit, der Zeit und der Verfahren — die in die Organi- 
sation der Leistungskontrolle weitgehend eingebaut werden muß. 

b) Darauf aufbauend ist das betriebliche Vorschlagswesen (Verbesserungsvor- 
schläge aller Art zur Leistungssteigerung) zu regeln. 

Der allgemeine Weg ist folgender: 

Es wird eine Art Briefkasten ausgehängt zur Aufnahme der Verbesserungs- 
vorschläge in verschlossenem Umschlag. Werden die Vorschläge selbst mit dem 
Namen des Einreichenden versehen, so müssen sie vor Weiterleitung an die 
Prüfungskommission abgeschrieben werden. 



*) im technischen Betrieb. **) bzw. der Abteilung. 



2 Betriebsorganisation 
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Die Handhabung kann jedoch auch so sein, daß der Einreicher in einer Liste 
eingetragen wird und daraufhin eine Nummer zugeteilt erhält, mit der er sei- 
nen Vorschlag versieht. In jedem Fall muß sichergestellt sein, daß die Prüfung 
ohne Kenntnis des Namens des Einreichers erfolgt. Die Stelungnahme zu dem 
Vorschlag ist dem Einreicher bekanntzugeben. Brauchbare Vorschläge können 
belohnt werden durch eine Prämie, durch eine Lohnerhöhung unter Beibehal- 
tung der bisherigen Stelle oder durch eine Lohnerhöhung unter gleichzeitigem 
Aufrücken in eine höhere Stelle. 

Für die Einreichung eines jeden Vorschlags ist eine Anerkennung auszusprechen. 

Zur Erfassung der Vorschläge von Mitarbeitern, denen die schriftliche Darstel- 
lung nicht liegt, sind eine Stelle und deren Sprechstunden zur Entgegennahme 
der mündlichen Vorschläge festzulegen. 

Ein besonderer Weg ist der der publizistischen Darlegung von Verbesserungs- 
vorschlägen, z. B. in der Werkszeitung oder in Fachzeitschriften. Es handelt 
sich dabei um Fragen, die nicht ohne weiteres von einer betrieblichen Kom- 
mission entschieden werden können, sondern einer Behandlung durch einen 
größeren Kreis bedürfen, und deren Bekanntwerden dem Betrieb im Hinblick 
auf die Konkurrenz nicht schadet. 

2. Die betriebliche Leistungskontrolle hat die Aufgaben: 

a) Sicherstellung der Qualität der ausgeführten Arbeiten. Rechnungen, Briefe 
usw. müssen auf Richtigkeit, Sauberkeit usw. überprüft werden. Zu erwäh- 
nen ist hier auch die regelmäßige Überprüfung der Registraturarbeiten. 

b) Sicherstelung der zeitgerechten Erledigung des Arbeitspensums. Zu erwäh- 
nen ist besonders die Überwachung der Einhaltung von Terminen aller Art. 
Für die betriebliche Leistungskontrolle gelten die Grundsätze der Ord- 
nung skontrolle entsprechend, insbesondere also soll sie umfassend sein und 
möglichst zwangsläufig erfolgen. 

Leistungswertung 

1. Leistungsmessung 

Die Messung von Leistungen ist bei kaufmännischen Arbeiten nur in seltenen 
Fällen möglich, z. B. durch Zählen der vorgenommenen Buchungen, der ausge- 
schriebenen Rechnungen. Sinn hat die Messung nur, wenn es sich um gleiche 
Leistungseinheiten handelt, z. B. arbeitsmäßige Gleichheit von Rechnungen. 

Die Messung erfolgt laufend; ihr Hauptgewicht liegt auf der Erfassung der 
quantitativen Leistung. In qualitativer Hinsicht wird jedoch ein Durchschnitt 
verlangt, z. B. muß eine Rechnung sauber und richtig geschrieben sein. 

2. Leistungsbeurteilung 

a) Die Beurteilung von Leistungen hat zur Voraussetzung für ihren Erfolg: 

aa) Weitestgehende Ausschaltung unsachlicher Momente durch Festlegung 
mehrerer Gutachter mit einwandfreier Fach- und Menschenkenntnis. 

ab) Gebrauch eines Beurteilungsbogens, der in einer auf den Betrieb zuge- 
schnittenen Form die zu beurteilenden fachlichen und charakterlichen 
Merkmale der Leistung enthält. 
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b) Die Beurteilung wird folgendermaßen durchgeführt: 

Für jedes zu beurteilende Leistungsmerkmal (in der vertikalen Richtung der 
Beurteilungsbogen) wird ein Urteil mit allgemein für die betrieblichen Lei- 
stungsbeurteilungen geltenden Bezeichnungen gefällt. 

Die Urteilsbezeichnungen — etwa 5 — sind in einer Niederschrift zu um- 
reißen und evtl, durch Beispiele zu erläutern, damit eine möglichst einheit- 
liche Auffassung der Gutachter über den Wertinhalt besteht. Im Einzel- 
handel können zusätzliche Berichte von Vertrauenskunden zur Beurteilung 
des Verkaufspersonals herangezogen werden. 

c) In die Beurteilung einzubeziehen ist möglichst auch die Leistungsfähigkeit 
des Mitarbeiters. Es ist ein Urteil darüber abzugeben, ob seine derzeitige 
Stelle seiner Leistungsfähigkeit entspricht, ob er mehr zu leisten imstande 
ist (wichtig besonders für die Auswahl des Nachwuchses an leitenden Per- 
sonen), ob Minderleistungen durch Nichtkönnen hervorgerufen sind oder 
durch Unlust infolge einer Verwendung unter seiner Leistungsfähigkeit. 
Wesentlich ist hierfür noch die Beteiligung am Vorschlagswesen. 

d) Zu unterscheiden ist zwischen äülgemeiner und spezieller Beurteilung. 

Die allgemeine Beurteilung erfolgt periodisch, etwa halbjährlich (für leitende 
Personen vom Abteilungsleiter an aufwärts vielleicht nur jährlich). 

Eine spezielle Beurteilung erfolgt bei innerbetrieblichen Versetzungen, vor 
Beförderungen und aus ähnlichen Anlässen. 

Beim Ausscheiden wird ein Zeugnis erteilt. 

3. Leistungsvergleich 

a) Der Erfolgsvergleich: 

Er kann eine besondere Methode der Leistungswertung sein oder eine Er- 
gänzung der Messung und Beurteilung. 

aa) Als eigene Methode kann er von Bedeutung sein für die Wertung der 
Leistung von Personen, deren Tätigkeit sich unmittelbar und maßgeb- 
lich auf den Betriebserfolg auswirkt. So kann z. B. die Leistung des 
Leiters einer Verkaufsabteilung gewertet werden durch Vergleich des 
Absatzerfolges der Abteilung 

zu verschiedenen Zeitpunkten, 
zu denen seines Vorgängers 

oder, wenn eine (bzw. mehrere) weitere gleichartige Verkaufsabteilung 
besteht — 

zu einer zweiten (oder bzw. und dritten) Verkaufsabteilung. 

Eliminiert werden müssen bei dem Vergleich alle Faktoren, die nicht 
ursächlich auf den Mitarbeiter zurückzuführen sind, dessen Leistung 
gewertet wird. 

ab) Für die Messung bedeutet der Erfolgsvergleich eine Ergänzung in der 
Hinsicht, daß die einzelnen Ergebnisse zeitlich umfassend gewertet wer- 
den können, wodurch sich bei einer genügend großen Zahl von Fällen 
eine Normalleistung herauskristallisiert. 



2 * 
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ac) Für die Beurteilung stellt e^ eine Ergänzung insofern dar, als er den 
subjektiven Urteilen Zahlenausdrücke für den objektiven Leistungs- 
erfolg an die Seite stellt. Von Bedeutung ist er nur für die auf den Be- 
triebserfolg unmittelbar einwirkenden Personen (z. B. Verkaufspe;rsonal : 
im Einzelhandel). 

b) Der Funktions vergleich: 

Er ist ein Vergleich der Summe der Funktionen, die einem Betriebsange- 
hörigen übertragen sind, 

mit denjenigen seines Vorgängers oder 
mit einem Inhaber einer gleichartigen Stelle. 

Durch jahrelange Beobachtungen ergibt sich ferner die Möglichkeit, eine 
Funktionssumme der einzelnen Stellen als Normalgröße zu ermitteln. 

Die Bedeutung des Funktionsvergleichs besteht darin, daß er eine — wei- 
tere — Möglichkeit bietet, die Beurteilung durch ein mehr objektives Urteil 
zu ergänzen. 

Der Leistungsbericht und seine Auswertung. 

1. Die Ergebnisse der Leistungswertung geben den Leistungsbericht über jeden 
einzelnen Betriebsangehörigen. 

Muster eines Leistungsberichtes für ausführende Personen 
(ohne Leistungsvergleich) 

Abteilung: Nr Datum: 

Leistungsübersicht 

über 



Zuname: Vorname: 

Bezeichnung der Stelle: Nr. der Stelle im Lohnplan: 

Letzter Leistungsbericht am: Nr 



I. Arbeitsversäumnisse (ohne Jahresurlaub): 



aus Krankheit 


Tage 


Std. 


aus besonderen Gründen: 


Tage 


Std. 


ohne ausreichenden Grund: 


Tage 


Std. 



II. Meßbare Leistungen: 

Art: 

Anzahl im Tagesdurchschnitt der Berichtszeit: 

Tiefste Leistung von an Tagen 

(Einheiten) 

Höchste Leistung von an Tagen. 
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III. Beurteilung der Leistungen*): 

1. Allgemeine Ordnung 

2. Zusammenarbeit 

a) Verhalten gegenüber leitenden Personen 

b) Verhalten gegenüber Mitarbeitern 

3. Zuverlässigkeit und Verantwortungsgefühl 

4. Selbständigkeit 

5. Beherrschung der Arbeitstechnik 

6. Qualität der geleisteten Arbeit 

7. Fleiß, termingerechte Arbeitserledigung 



IV. Beurteilung der Leistungsfähigkeit: 

1. Fachliche Kenntnis*) 

2. Fachliche Erfahrung*) 

3. Beteiligung an Schulungsmaßnahmen 



a) Art: 




von 


bis 


b) Art: 




von 


bis 


c) Art: 




von 


bis 



4. Beteiligung am Vorschlagswesen 

Anzahl der in der Berichtszeit eingereichten Vorschläge: 
Anzahl der in der Berichtszeit belobigten Vorschläge: 

Anzahl der in der Berichtszeit angenommenen Vorschläge: 
Anzahl der seit Betriebszugehörigkeit angenomm. Vorschläge: 

5. Eignung für leitende Stelle*: 



V. Es wird vorgeschlagen: 

1. Aufrücken? Ja — Nein. 

In welche Stelle? 

2. Lohnerhöhung in Grenzen der Lohngruppe. Ja — Nein. 

3. Höhergruppierung der Stelle. Ja — Nein. 

Begründung: 

Unterschriften: 



*) Unter Verwendung der festgelegten Urteilsbezeichnungen. 




2. Die Auswertung des Leistungsberichtes erfolgt 

a) in personeller Hinsicht 

aa) zum Zwecke, Mängel und Hemmnisse abzustellen und — wo nötig — 
dem Mitarbeiter zu einer Normalleisung zu verhelfen, 

ab) als wichtige Unterlage für die Einsatzpolitik; 

b) in sachlicher Hinsicht zur Erzielung von Verbesserungsvorschlägen durch 
den einzelnen Mitarbeiter und durch die Prüfungsinstanzen. 

3. In regelmäßigen, systematischen Besprechungen mit den Mitarbeitern müssen 
die Ergebnisse und Folgerungen aus Leistungskontrolle und -Wertung behandelt 
werden, wo erforderlich in persönlicher, in den übrigen Fällen in allgemeiner 
Form. 

2. Personalverwaltungsorganisation 
Entlohnung 
Allgemeines 

1. Die Grundlage der Entlohnung ist die Wahl der Entlohnungsmethode. Sie 
hängt ab von der Art des Betriebes. Andererseits jedoch kann sie hemmend 
oder fördernd auf die Betriebsorganisation einwirken. 

2. Daran anschließend ist der betriebliche Lohnplan aufzustellen. Er umfaßt die 
gesamte Lohn- und Gehaltsregelung des Betriebes. Der Lohnplan ist in einer 
leicht verständlichen Farm schriftlich niederzulegen und der Belegschaft sowie 
jedem neuen Mitarbeiter bekanntzumachen, so daß jeder Betriebsangehörige 
die Festlegung seiner Entlohnung auf ihre Richtigkeit hin überprüfen kann. 

Die Aufstellung des Lohnplanes 

1. Der Lohnplan besteht aus einer dem Betrieb angemessenen Zahl von Lohn- 
gruppen. 

Für jede Lohngruppe wird eine obere und eine untere Lohngrenze festgesetzt. 
Alle Stellen werden in diese Lohngruppen eingeordnet nach Maßgabe der an sie 
gestellten Anforderungen. 

Dabei besteht ein doppeltes Problem: 

2. Das erste Problem lautet: Welche Gruppierungsmerkmale sind zu wählen: 
Die Merkmale müssen so gewählt werden, daß durch sie jede Stelle in ihren 
Anforderungen fachlicher und charakterlicher Art umschrieben werden kann 
und dabei die zu übernehmende Verantwortung sowie für bestimmte Stellen 
besonders erforderliche Eigenschaften in die Wertung einbezogen werden. Je- 
doch müssen die Merkmale auf eine unbedingt erforderliche Anzahl beschränkt 
bleiben. 

Ich möchte folgende drei Hauptgruppen mit zusammen 10 Gliederungsmerk- 
malen anführen: 

I. 1) Fachliche Kenntnis. 

2) Fachliche Erfahrung. 

3) Grad der Selbständigkeit. 

4) Willensanstrengung (Konzentration). 

5) Körperliche Anstrengung. 

6) Routine und Geschicklichkeit. 



22 




II. 1) Besondere Bedeutung der Zusammenarbeit. 

2) Besondere charakterliche Eigenschaften. 

III. 1) Verantwortung für Menschen. 

2) Verantwortung für Sachwerte. 

3. Das zweite Problem lautet: 

In welcher Form soll die Wertung zu jedem Merkmal erfolgen? 

a) Sie erfolgt in der Form der Festlegung von Punkten für jedes Merkmal ent- 
sprechend den einzelnen Stellen. Es ist eine Höchstpunktzahl — 5 — für jedes 
Merkmal anzunehmen, d. h. für die Posten mit den höchsten Anforderungen 
an die fachlichen Kenntnisse sind 5 Punkte einzusetzen, ebenso für die fach- 
liche Erfahrung usw. Kommt für eine Stelle ein Merkmal nicht in Frage, so 
bleibt es außer Ansatz. Durch die Beschränkung der Punktzahl wird eine 
größere Einheitlichkeit in der Bewertung ermöglicht, als wenn jeder Wer- 
tende eine beliebige Punktzahl wählen könnte. 

b) Besondere Aufmerksamkeit ist auf folgende Überlegung zu wenden: 

Die einzelnen Merkmale sind für die Gesamtwertung nicht von gleich großer 
Bedeutung. Die Verantwortung für Menschen z. B. kann, nicht der Routine 
und Geschicklichkeit gleichgestellt werden. Eine Berichtigung wäre durch 
Einführung von Multiplikationsfaktoren zu erreichen, z. B. 2 für die Haupt- 
gruppe II, 3 für Hauptgruppe III. Entscheidend ist nicht die absolute Höhe 
der Gesamtpunktzahl einer Stelle, sondern die richtige Differenzierung aller 
Stellen. 

Bei der Anwendung von Multiplikationsfaktoren wird grundsätzlich jedes 
in Frage kommende Merkmal gleicherweise mit den Punkten 1 — 5 gewertet. 
Erst dann erfolgt die Multiplikation mit dem entsprechenden Faktor für die 
bestimmten Merkmale. 

c) Die Wertung soll von mindestens fünf betrieblichen Instanzen bearbeitet und 
mit einem außerbetrieblichen Fachmann besprochen werden. Dann muß sie 
von der Geschäftsleitung genauestens überprüft und nach Beratung mit der 
Betriebsvertretung genehmigt werden. 

4. Die Einzelergebnisse sind nun zu Lohngruppen zusammenzufassen. 1 ) Im 
Lohnplan sind diese Lohngruppen unter Angabe aller zu den einzelnen Grup- 
pen gehörigen Stellen des Betriebes aufzuführen. Eine nur kurze allgemeine 
Umschreibung der Stellenanforderungen für jede Lohngruppe kann nicht als 
ausreichend angesehen werden. 

5. Für eine Kontrolle der Richtigkeit der Eingruppierung der Stellen lassen sich 
die periodischen Leistungsberichte heranziehen. Diese sind weiterhin wichtig, 
um die Leistungen, die über den Stellenanforderungen als Durchschnitt liegen, 
durch Lohnerhöhungen bis zur oberen Grenze der betreffenden Lohngruppen zu 
vergüten und bei dauernden unterdurchschnittlichen Leistungen auf die untere 
Lohngrenze zurückzugehen bzw. auf dieser den Lohn zu belassen. 



*) Hinsichtlich Bearbeitung und Genehmigung vergl. den vorstehenden Abschnitt 3 c! 
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Arbeitszeit und Urlaub 
Arbeitszeit 

1. Festlegung der täglichen und wöchentlichen Arbeitszeit: 

a) Verteilung der täglichen Arbeitszeit auf die Stunden des Tages: 

Beginn — Pausen — Feierabend. 

Sie muß erfolgen unter Berücksichtigung der Ermüdungsgrenze. 

b) Verteilung der Arbeitszeit auf die Tage der Woche: 

Feierabend am Wochenende — der freie Nachmittag. 

2. Die Regelung der Sonn- und Feiertagsarbeit. 

3. Die Regelung der Überstunden: 
freiwillige — pflichtmäßige; 

bezahlte — mit Freizeit abzugeltende — unbezahlte. 

Urlaubsordnung 

1. Die allgemeine Urlaubsordnung umfaßt die für den ganzen Betrieb geltende 
Regelung der 1 Urlaubsdauer, wobei Sonderfragen (z. B. zusätzlicher Erholungs- 
urlaub nach langer Krankheit) weitestgehend mitzuerfassen sind. 

2. Die spezielle Urlaubsordnung umfaßt die Festlegung des Zeitpunktes für Be- 
ginn und Ende des Jahresurlaubs eines jeden Betriebsangehörigen. Sie muß 
frühzeitig vorgenommen und bekanntgemacht werden. 

Fürsorge 

Vorsorge 

I. Maßnahmen 

1. zur Verhütung von Betriebsunfällen; 

2. zur Vermeidung von Berufskrankheiten; 

3. zur Unterdrückung bzw. Einengung der Verbreitung von Seuchen (z. B. Tbc.); 

4. berufshygienischer Art im umfassendsten Sinn. 

II. Mittel dazu sind: 

1. Plakate, Schriften, regelmäßige Belehrungen; 

2. und 3. periodische ärztliche Untersuchungen, Aufklärung und Beratung; 

4. Verpflichtung eines jeden Betriebsangehörigen — insbesondere der leitenden 
Personen — auf peinlichste Sauberkeit und Einhaltung aller hygienischen Maß- 
nahmen ständig zu achten. 

Erholungsgestaltung 

1. Während der Arbeitszeit: Sitzgelegenheiten; 

2. Während der Pausen: Erfrischungs- und Ruheräume, warme Mittagsverpfle- 
gung aus der Werkküche, Imbiß bei Überstunden; 

3. Außerhalb der Arbeitszeit: Schaffung von Sportanlagen, Veranstaltung von 
Musik-, Vortrags- und sonstigen Unterhaltungsabenden, von Betriebsfeiern; 

4. Ferienheime (eigene, ganz oder teilweise gemietete) für Urlaubsaufenthalt. 
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Betreuung 

1. Gesundheitliche Betreuung durch den Gesundheitsdienst (Betriebsarzt, Sani- 
tätspersonal) und Vorhandensein eines gut ausgerüsteten Sanitätszimmers. 

2. Soziale Betreuung durch eine hauptamtliche Fürsorgerin. 

Sozialleistungen 

1. Unterstützung der Pensionäre. 

2. Unterstützung bedürftiger Mitarbeiter (bei langer Krankheit, Unglücksfällen 
in der Familie o. ä.). 

3. Förderung der Ausbildung (Zuwendungen für Kurse, Studienreisen u. a.). 

4. Belohnung der Betriebstreue (Jubiläumsgeschenke). 

Die soziale Regelung aller Teilgebiete findet ihren Niederschlag im Sozialplan. 

Verwaltungstechnische Aufgaben 

1. Die Durchführung der Entlohnung. 1 ) 

2. Führung der Personalakten. 

Die Personalakte jedes Betriebsangehörigen muß vollständig sein. Darauf muß 
schon bei der Einstellung geachtet werden, besonders auch darauf, daß eine 
rechtsgültige Ausfertigung des Arbeitsvertrages vorhanden ist. Abschriften von 
Originalzeugnissen müssen amtlich oder betrieblich beglaubigt sein. Die einzel- 
nen Unterlagen sind nach einheitlichem Schema zu ordnen. 

Die Personalakten müssen auf dem laufenden gehalten und ordnungsgemäß 
aufbewahrt werden. Sie müssen vor Verlust ebenso wie gegen unbefugte Ein- 
sichtnahme geschützt sein. 

3. Die Personalkarte. 2 ) 

Ein übersichtlicher Auszug des wesentlichsten Inhalts der Personalakte soll für 
jeden Betriebsangehörigen auf einer Personalkarte angefertigt werden. Sie dient 
einer umfassenden kurzen Unterrichtung über den Mitarbeiter. Zu diesem 
Zweck muß sie regelmäßig auf Richtigkeit und Vollständigkeit überprüft wer- 
den. Sie darf nur von den dazu ausdrücklich berechtigten Personen eingesehen 
werden. Mitteilungen an andere Personen sind nur auszugsweise, d. h. nur so 
weit, wie sie in dem betreffenden Fall erforderlich sind, zu geben. 

Quittungen über zurückempfangene Personalpapiere o. ä. gehören nicht auf die 
Personalkarte. 

Für bestimmte Zwecke — z. B. termingemäße Überwachung der Zeit, bis zu der 
eine Kinderzulage gewährt wird — sindi gesonderte Unterlagen (Kartei, Liste) 
in einfachster Form zu ersellen. 

4. Die Personalstatistik wird personalorganisatorisch beeinflußt im Hinblick 
darauf, welche Erscheinungen und Vorgänge statistisch zu erfassen und zu 
verarbeiten sind. Es handelt sich also um Festlegung und Gliederung des Stoff- 
gebietes. 3 ) Ob bzw. wie weit die Personalstatistik im Rahmen des Personalwe- 
sens durchgeführt wird, ist eine Frage der Zentralisation oder Dezentralisation 
der Statistik. 



A ) Über die Durchführung (und Verrechnung) der Entlohnung wird hier nicht gesprochen, da 
sie bei der Besprechung der Funktionen und in dem Schaubild einer Personalabteilung hin- 
reichende Erwähnung findet. 

2 ) Muster einer Personalkarte auf Seite 26/27. 

3 ) Seite 28. 
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Kündigung seitens: 




Das Stoffgebiet der Personalstatistik 

a) Beschäftigtenstatistik: 

Sie erfaßt alle Angaben, die die beschäftigten Arbeiter und Angesellten be- 
treffen: 

Zugang, Abgang, Bestand — 

im gesamten Unternehmen und in den einzelnen Abteilungen, getrennt nach 
gelernten, angelernten und ungelernten Arbeitern, nach Angestellten und 
Lehrlingen, 

nach männlichen und weiblichen Beschäftigten, 
nach Altersklassen; 

Dauer der Betriebszugehördgkeit; 

Familienstand; Verwendung in den einzelnen Arbeitsgebieten und Abteilun- 
gen, u. a. m. 

b) Arbeitszeitstatistik. 

Sie erfaßt alle Angaben über die Arbeitszeit: 

Arbeitstage bzw. -stunden, Lohnstunden, Überstunden, Teilschichten, bezahl- 
ter und unbezahlter Urlaub, Akkordstunden u. a. m. 

Die gesamte Arbeitszeit kann aufgegliedert werden für den Innen- und 
Außendienst, für den kaufmännischen und technischen Betrieb, für die ein- 
zelnen Abteilungen bis hinunter zu den einzelnen Angestellten und Ar- 
beitern. 

c) Leistungsstatistik. 

Sie erfaßt sowohl die Leistungen der einzelnen Beschäftigten als auch der 
Abteilungen. 

Leistungsschwankungen innerhalb eines Tages, einer Woche usw., Zahl der 
Unglücksfälle, der Erkrankungen, der Verfehlungen, der Unpünktlichkeit 
u. a. m. werden festgehalten. 

Für Reisende und Verkäufer ist der auf ihrer Tätigkeit beruhende Umsatz 
zu erfassen, bei Buchhaltern u. U. die Zahl der täglichen Buchungen u. a. m. 

d) Verdienststatisik. 

Als Lohnstatistik erfaßt sie die für die Entlohnung der Arbeiter wichtigen 
Daten, als Gehaltsstatistik diejenige der Angestellten: 

Bruttolöhne, Abzüge, Zulagen, Spesen, Prämien, Tantiemen, Zeit- und Ak- 
kordlöhne, produktive und unproduktive Löhne, Zahl und Höhe der Lohn- 
veränderungen. 

e) Sozialstatistik. 

Sie ist sowohl eine Statistik der betrieblichen sozialen Einzelleistungen als 
auch der allgemein-betrieblichen sozialen Betreuung: 

Gratifikationen, Gewinnbeteiligungen, Sonderzuwendungen zu bestimmten 
Anlässen, Unterstützungen, zusätzliche Altersversorgung, Betriebsfeiern, be- 
triebliche Schulungsmaßnahmen, Betriebssport, Werkszeitung, Werksbiblio- 
thek, Werkssiedlung, Werksschule, soziale Betreuung der Jugendlichen und 
der weiblichen Beschäftigten. 



28 




3. Personalführungsorganisation 
Personalgliederung 
Allgemeines 

1. Die Personalgliederung ist das Gerippe der betrieblichen Menschenverfas- 
sung. Sie hat die Aufgabe, die Belegschaft in den Apfbau des Betriebes einzu- 
ordnen. 

2. Die betriebliche Personengruppe wird gegliedert ir die beiden Hauptgruppen 
der leitenden 1 und ausführenden Personen. 

a) Zu den leitenden Personen zählen diejenigen, die hauptsächlich lei- 
tende Funktionen ausüben. 

b) Auch in den Aufgaben der ausführenden Personen sind noch vielfach Funk- 
tionen mit Bestandteilen leitenden Charakters enthalten. 

Beispiele: Organisationsaufgaben, die bis hinunter zu den letzten Stellen 
vorhanden sind; ferner Art- und Sondervollmachten. 

3. Maßgeblich für den Umfang der Leitungsaufgaben und für die Gliederung in 
leitende und ausführende Personen ist das Organisationssystem. 

Organisationssysteme 

I. Funktionalsystem. 

1. Das Funktionalsystem grenzt die Leitungsaufgaben rein sachlich ab. Autori- 
tät (nach unten) und Verantwortung (nach oben) der leitenden Personen be- 
ziehen sich nur auf bestimmte Funktionen. 

2. Beispiel für den technischen Betrieb: 

Betriebsleiter: Bestimmung der Reihenfolge, in der die einzelnen Aufträge zu 
erledigen sind. 

Arbeits Verteiler: Tägliche Zuteilung der Aufgaben an die Ausführungsmeister. 
Anweisungsbeamte: Anweisungen über Einzelheiten, Richtlinien für Verfahren, 
Arbeitsunterweisung. 

Zeit- und Kostenbeamter: Arbeitszeit und Lohn. 

Aufsichtsbeamter: allgemeine Aufsicht. 

Vorrichtungsmeister: Vorbereitungsarbeiten wie z. B. Zurechtlegen der benötig- 
ten Werkzeuge. 

Geschwindigkeitsmeister: Überwachung des Arbeitstempos. 

Prüfmeister: Kontrolle der fertigen Arbeit. 

Instandhaltungsmeister: Instandhaltung von Werkzeugen, Maschinen. 

II. Liniensystem. 

1. Das Diniensystem schafft Vorgesetztenverhältnisse, d. h. eine klare Sub- und 
Koordinationsordnung der betrieblichen Personen. Autorität und Verantwortung 
der leitenden Personen beziehen sich auf die ihnen unterstellten Betriebsange- 
hörigen. Die Ausübung der Leitungsaufgaben erfolgt auf dem Instanzenweg. 

2. Leitungsaufgaben sind: 

a) Personalführung. 

b) Kapitalverfügung. 
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ba) mit Wirkung nach außen: Vertretung; 

bb) mit Wirkung nach innen: Anweisung, 
c) Arbeitsanordnung. 

III. Stab-Linien- System. 

Das Stab-Linien-System ist ein gemischtes System. Es ist gekennzeichnet durch 
Einfügung von Personen (Referenten, Assistenten, Sekretären), die keine direkte 
Autorität in ihrem Aufgabenbereich ausüben, in den im übrigen nach dem Li- 
niensystem organisierten Personalaufbau. 

Dieses System erscheint für die Praxis anx zweckmäßigsten. 

Gliederungsschemata für die leitenden Personen 

I. Die leitenden Personen gliedern sich in 3 Gruppen: 

Geschäftsleitung, 

Mittlere Leitung, 

Untere Leitung. 

II. Gliederungsschema der Geschäfts- und mittleren Leitung. 

1. Das „Generaldirektorensystem“. 

a) Esi ist gekennzeichnet durch eine besondere persönliche oberste Spitze einer 
aus mehreren Personen bestehenden Geschäftsleitung, die somit zwei ent- 
sprechend dem Liniensystem organisierte Instanzen enthält. 

Generaldirektor, 1. Direktor 1 ) 

Direktoren 2 ) 

Es kann sich dabei 

aa) um ein umfassendes Vorgesetztenverhältnis handeln oder 

ab) um eine Stellung als „primus inter pares“. 

Der 1. Direktor als „primus inter pares“ hat seinen Teilbereich z. B. als 
technischer Direktor. 

Entsprechend leitet der kaufmännische Direktor selbständig und verantwort- 
lich den kaufmännischen Sektor. In wichtigen Fragen des gesamten Unter- 
nehmens entscheidet jedoch stets der 1. Direktor bei gemeinsamer Beratung. 

b) Die mittlere Leitung kann umfassen: 

ba) zwei Instanzen: 

I. Hauptabteilungsleiter 3 ) 

(Handelschef, Verwaltungschef) 

II. Abteilungsleier 4 ) 

(z. B. Einkaufschef, Buchhaltungschef, Personalchef) 

bb) eine Instanz: 

Abteilungsleiter. 

In diesem Fall gehören die Hauptabteilungsleiter unter ba) zum Direk- 
torium, wo sie eine Teilung des Bereiches der, kaufmännischen Leitung 
bewirken. 



*) Bei der Aktiengesellschaft z. B. der Vorsitzer des Vorstandes. 

*) Vorstandsmitglieder der AG., Geschäftsführer der GmbH. usw. 

8 ) Rechtliche Stellung z. B. stellv. Vorstandsmitglied der AG., Titulardirektor, Prokurist. 
*) Prokurist oder Handlungsbevollmächtigter, wobei unter Handlungsvollmacht hier immer 
die Generalvollmacht zu verstehen ist. 
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c) Es ergeben sich also folgende Möglichkeiten: 

ca) Geschäftsleitung: 

1) Generaldirektor 
2a) kaufmännischer Direktor 
2b) technischer Direktor 
Mittlere Leitung: 

1) Hauptabteilungsleiter 

a) Handelschef 

b) Verwaltungschef 

2) Abteilungsleiter. 

Die Instanzen 2a) und 2b) der Geschäftsleitung können miteinander ver- 
tauscht werden, , ebenso diejenigen unter la) und lb) der mittleren Lei- 
tung. 

cb) Geschäftsleitung: 

1) Generaldirektor 
2a) Handelsdirektor 
2b) Verwaltungsdirektor 
2c) technischer Direktor. 

Mittlere Leitung: Abteilungsleiter. 

Die Instanzen 2a), 2b) und 2c) der Geschäftsleitung können miteinander 
vertauscht werden. 

cc) Kombination der obersten mit der kaufmännischen Leitung: 
Geschäftsleitung : 

1) Erster Direktor, zugleich kaufmännischer Direktor. 

2) Technischer Direktor. 

(Mittlere Leitung wie unter ca). 

cd) Kombination der obersten mit der technischen Leitung: 

Geschäftsleitung : 

1) Erster Direktor, zugleich technischer Direktor. 

2) Kaufmännischer Direktor. 

(Mittlere Leitung wie unter ca). 

2. Das „Mehr-Direktoren-System“. 

a) Es ist gekennzeichnet durch die gleichberechtigte Stellung der Mitglieder der 
Geschäftsleitung untereinander. 

b) Als “Zwei-Direktoren-System“ kann es Anwendung finden, wenn z. B. ein 
kaufmännischer und ein technischer Direktor die Geschäftsleitung bilden. 

Als „Drei-Direktoren-System“ kann es Anwendung finden, wenn neben den. 
kaufmännischen und technischen Direktor noch ein Arbeitsdirektor tritt. 

c) Die Befugnisse der Geschäftsleitung jedes Direktors können sich erstrecken: 
ca) Auf das gesamte Unternehmen — ohne Hessortabgrenzung — 

I. Jeder Direktor kann unbeschränkte Verfügungen usw. treffen und 
diejenigen seiner Kollegen auf heben („Kassationskollegialität“). Die Ge- 
schäftsleitung besteht aus einander gleichgeordneten Instanzen ohne per- 
sönliche oberste Spitze. 
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II. Die Geschäftsleitung erfolgt gemeinsam. Es entscheidet die Mehrheit 
der Direktoren („Abstimmungskollegialität“). Die oberste Spitze der Un- 
ternehmung wird von einem Direktorenkollegium gebildet. Obwohl die 
Geschäftsleitung sich aus mehreren Personen zusammensetzt, besteht sie 
nur aus einer Instanz. 

cb) Auf das gesamte Unternehmen — mit Ressortabgrenzung. In seinem 
Ressort übt jeder Direktor die Geschäftsleitung aus („Ressortkollegiali- 
tät“). 

Für die Gesamtbelange des Unternehmens gelten die Möglichkeiten un- 
ter ca). 

Für jeden Betriebsangehörigen gibt es eine oberste Instanz in der 
Person des das Ressort leitenden Direktors. 

Im Fall ca II) gilt die oberste Spitze des Direktorenkollegiums nur mit 
Wirkung auf die Direktoren. 

3. Besteht die Geschäftsleitung nur aus einem Mitglied, so ergeben sich für die 
Organisation der Geschäftsleitung keine Probleme. 

4. Einwirkung der Rechtsform der Unternehmung auf die Organisation der Ge- 
schäftsleitung. 

a) Geschäftsleitung mit vollständiger Unternehmerfunktion. Bei der Einzelfirma 
liegt die Geschäftsleitung bei dem Inhaber. Es läge also demnach ein Ein- 
Direktorensystem vor. 

In den Piersonalgesellschaften liegt die Geschäftsleitung bei den vollhaften- 
den Gesellschaftern; es läge also ein Mehr-Direktoren-System in Form der 
Kassationskollegialität vor. Im Gesellschäftsvertrag kann jedoch die Anwen- 
dung einer anderen Form des Mehr-Direktorensystems oder des General- 
direktoren-Systems vereinbart werden. 

b) Geschäftsleitung mit unvollständiger Unternehmerfunktion. Sie liegt vor, 
wenn die Geschäftsleitung nicht Kapitalgeber und Risikoträger ist. In diesem 
Fall besteht für die Geschäftsleitung ein Anstellungsverhältnis. Sie ist ge- 
bunden an die Kapitalgeber der Unternehmung. Bei der Aktiengesellschaft 
z. B. sind dafür die Organe „Aufsichtsrat“ und „Hauptversammlung“ ge- 
setzlich festgelegt. 

Diese Bindung umfaßt: 

1. Einengung der Kompetenz in wirtschaftlichen Fragen, 

2. Pflicht zur Informationserteilung, 

3. Verantwortung. 

Diese Bindung schränkt die Autorität der Geschäftsleitung gegenüber 
der Belegschaft nicht ein. 

Die Personen der unteren Leitung sind die Gruppenleiter 
Die Gliederung der ausführenden Personen 

1. Die Hauptgruppe der ausführenden Personen wird gegliedert in: 

I. 1) Hauptsachbearbeiter 

2) Sachbearbeiter 

3) Hilfssachbearbeiter 




II. 1) Bürohilfskräfte (z. B. Stenotypistinnen) 

2) sonstige Hilfskräfte (z. B. Büroboten, Kassenboten). 

2. Die Differenzierung der ausführenden Personen erfolgt nach dem Grad der 
Selbständigkeit und Schwierigkeit der übertragenen Funktionen. 

3. Jede Hilfskraft hat die Arbeitsanordnungen des Hauptsachbearbeiters, des 
Sachbearbeiters oder Hilfssachbearbeiters, dem sie zugeteilt ist, auszuführen. 
Ein allgemeines Vorgesetztenverhältnis besteht nicht. 



Sonderfragen 

I. Stellvertretung leitender Personen 

1. Schaffung besonderer „Stellvertreter-Posten.“ 

Die Stellvertreter-Posten werden fest in den Instanzenweg eingebaut. 

Beispiel: 

Abteilungsleiter 

I 

stellv. Abteilungsleiter 

»/ I \ 

Gruppenleiter. 

2. Eine der nächstfolgenden untergeordneten Personen vertritt den unmittel- 
baren Vorgesetzten. 



Beispiel 



Abteilungsleiter 



I 

Gruppenleiter, 
zugleich stellv. 

Abt.-Leiter 

Der Stellvertreter tritt als solcher nur in Erscheinung bei Abwesenheit des zu 
Vertretenden. Nur dann besteht ein Vorgesetztenverhältnis gegenüber den ihm 
sonst gleichgeordneten Personen. 

3. Als Stellvertreter des Gruppenleiters ist ein Hauptsachbearbeiter festzulegen, 
der während der Dauer der Ausübung der Stellvertretung zu den Personen der 
unteren Leitung gehört. 

II. Gehilfen leitender Personen 
1. Die Referenten. 

Die Referenten haben die Aufgabe der Beratung der Geschäftsleitung oder 
(bzw. und) der Bearbeitung von Spezialgebieten. 

Das Aufgabengebiet eines Referenten kann so umfangreich sein, daß es den 
Aufbau einer ganzen Abteilung erfordert (z. B. Personalabteilung). Der Referent 
hat volle Leitungsbefugnis nur gegenüber den ihm unmittelbar unterstellten 
Mitarbeitern. Darüber hinaus ist er weder zur Personalführung noch zur Ertei- 



I 

Gruppenleiter 



3 Betriebsorganisation 
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lung von Arbeitsanordnungen berechtigt. Hinsichtlich der Kapitalführung kön- 
nen ihm jedoch alle Rechte eingeräumt werden, die zur Erfüllung seiner Auf- 
gaben und Entlastung der Geschäftsleitung erforderlich sind. 

2. Die Sekretäre. 

Die den Angehörigen der Geschäfts- und mittleren Leitung unmittelbar zuge- 
ordneten ausführenden Personen sind die Sekretäre (bzw. Sekretärinnen) *), an 
die besondere Anforderungen hinsichtlich Leistung und Vertrauenswürdigkeit 
gestellt werden. 

III. Nachwuchs der leitenden Personen. 

1. Eine Ergänzung erfährt die Personalgliederung durch die Organisation der 
Aufstiegsmöglichkeiten, in deren Mittelpunkt die Nachwuchsorganisation für 
die leitenden Stellen steht. 

2. Geeignete Mitarbeiter können durch die bereits dargelegte Leistungsüber- 
wachung erkannt werden. Hand in Hand mit ihrer fachlichen Weiterbildung 
muß ihre Heranbildung für die speziellen Leitungsfunktionen ihres späteren 
Einsatzes systematisch betrieben werden. 

3. Die höchste Stufe dieser Vorbereitung ist die der (Urlaubs-) Stellvertretung 
eines Gruppenleiters. In dieser — wiederholten — Tätigkeit muß der Anwärter 
auf seine Eignung als betrieblicher Vorgesetzter hin besonders beobachtet wer- 
den. 

4. Bei vorhandener Eignung kann er dann als regelmäßiger Stellvertreter sei- 
nes Gruppenleiters eingesetzt werden, bis er selbst in einen ständigen leitenden 
Posten einrückt. 

IV. Betriebsvertretung 

Eine besondere Stellung nimmt die gesetzlich festgelegte Betriebsvertretung ein. 
Ihre Mitglieder gehören auf Grund dieses Amtes nicht zu den leitenden Per- 
sonen des Betriebes. Ihre Stellung ist gekennzeichnet: 

1. durch die Art ihrer Bestellung: sie sind gewählte Vertreter der Belegschaft; 

2. durch die gesetzliche Umreißung ihrer Rechte und Pflichten und deren Ver- 
einbarung im einzelnen mit dem Arbeitgeber; 

3. durch Verbleib auf ihren bisherigen Stellen: sie üben ihre Tätigkeit als Be- 
triebsvertretung neben- und ehrenamtlich aus. 

Die Art ihrer Bestellung und der Verbleib auf den bisherigen Stellen verleihe 
gerade ihrer Beratung der Geschäftsleitung in Fragen der Belegschaft, d. h. in 
Fragen der betrieblichen Menschenführung und Sozialpolitik, eine besondere 
praktische Bedeutung. Sie haben auf der einen Seite das Vertrauen der Beleg- 
schaft und auf der anderen Seite engen Kontakt mit dieser und dem gesamten 
inneren Betriebsleben. 



i) Bei der oft verwandten Bezeichnung „Assistent“ ist manchmal ein Referent, manchmal 
ein Sekretär oder auch eine Mischung von beiden Stellentypen gemeint. 
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Personalbeeinflussung 

Die Aufgabe der Organisation auf dem Gebiet der Personalbeeinflussung ist es, 
die ausgewählten Mittel systematisch zu ordnen und planmäßig zu gestalten. 

1. Die Personalführung betreffende wichtige Fragen können schriftlich in einer 
Betriebsordnung niedergelegt werden. Ein Exemplar der Betriebsordnung muß 
während der Zeit der Betriebszugehörigkeit im Besitz eines jeden Mitarbeiters 
sein. Auf ihre Geltung für das einzelne Arbeitsverhältnis wird zweckmäßiger- 
weise in jedem Arbeitsvertrag hingewiesen. 

2. Ein wichtiges Hilfsmittel der Personalbeeinflussung ist das Schaubild 1 ), z. B. 
die graphisch gut gestaltete Darstellung der Personalgliederung, verbunden mit 
einer kurzen Umreißung der Aufgaben der Personalführung der einzelnen In- 
stanzen. 

3. Eine vielfache Verwendung für organisatorische Zwecke kann die Werkszei- 
tung finden. Das in der Betriebsordnung oder (bzw. und) in einem Schaubild 
dargestellte Gliederungsschema des Personalaufbaues kann hier ergänzt werden 
durch 

die namentliche Angabe der Stellenbesetzung, Bekanntmachung von 
Veränderungen und evtl. Mitteilung besonderer Gründe dafür. 
Letztere Methode wird besonders in den USA gepflegt, wo auf besonderen Lei- 
stungen beruhende Beförderungen in den Werkszeitungen in großer Auf- 
machung 2 ) besprochen werden. Die auf dem Gedanken der Bekanntmachung mu 
dem Betrieb und seinen Mitarbeitern und der Weckung und Vertiefung des Lei- 
stungsstrebens beruhende Grundform dieser Methode wäre auch in unseren 
Werkszeitungen zu verwirklichen. 

In der Werkszeitung können weiterhin organisatorische Fragen besprochen wer- 
den. Dadurch wird das Interesse, an ihrer Gestaltung mitzuwirken, wesentlich 
gefördert 3 ). 

4. Dem Ziel, die Betriebsangehörigen weitgehend für eine aktive Teilnahme am 
Leben der Unternehmung zu gewinnen, können auch regelmäßige Betriebs- oder 
Abteilungsbesprechungen dienen, desgleichen Betriebsfeiern und ähnliche Ver- 
anstaltungen. Im Hinblick auf die Betriebsorganisation ist wesentlich, daß solche 
Maßnahmen in diese eingebaut, d. h. planmäßig und regelmäßig durchgeführt 
werden. 



’) Vergl. Seite 63. 

*) Vielfach wird auch ein Photo des betreffenden Mitarbeiters gebracht, — eine Handhabung, 
die für unsere Einstellung wohl etwas zu weit geht. 
s ) Uber das betriebliche Vorschlagswesen vergl. Seite 17/18. 



3 * 
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